
„Die Schlumis sind bekannt“

VON ULRICH MEINHARD

HILDESHEIM/ALFELD. Der Chef 
des Jobcenters Hildesheim, Ul-
rich Nehring, sowie sein Be-
reichsleiter Markt und Integra-
tion, Stephan Preine, haben der 
AZ zum Thema Bürgergeld und 
Leistungskürzungen Rede und 
Antwort gestanden. Hier nun 
der zweite Teil des Interviews 
(Teil eins in der Freitag-Ausga-
be; das vollständige Interview ist 
auch auf www.azurl.de/buerger-
geld zu finden).

Haben die Mitarbeiter im Job-
center überhaupt die Zeit, aus-
führlich mit den Kunden zu ar-
beiten?
Ulrich Nehring: Im Fallmanage-
ment ist der Betreuungsschlüssel 
1 zu 50. Im Tagesgeschäft liegen 
wir deutlich drüber, dreifach et-
wa. Und mehr. Der Weg, den 
wir in Hildesheim beschreiten, 
ist es, nachhaltig und vor allem 
individuell drauf zu schauen. Ist 
das Vertrauen einmal aufgebaut 
und sind etwa Obdachlosigkeit, 
Schulden und Suchtproblematik 
durch das Fallmanagement be-
arbeitet, gilt es zu schauen, was 
geht in Richtung Qualifizierung, 
was in Richtung Arbeitsaufnah-
me. Unser gesetzlicher Auftrag 
ist es, Hilfebedürftigkeit zu über-
winden. Und das geht am besten 
mit Arbeit.
Stephan Preine: Natürlich be-
kommen unsere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ein Gefühl 
dafür, wo es einen größeren Un-

terstützungs-
bedarf gibt. 
Und sie wissen 
auch, wenn 
ich das mal so 
frei sagen darf: 
Wo sind auch 
meine Schlu-
mis .  Wenn 
wir sagen, der 
Hil des heimer 
Weg ist der 
in dividuelle 

Weg, dann stimmt das so auch. 
Wir überlegen uns schon, was 
ist für den Weg aus der Hilfe-
bedürftigkeit aus unserer Sicht 
das Zielführende. Und das ist 
ganz unterschiedlich. Das ist in 
der Hildesheimer Nordstadt ein 
ganz anderer Weg möglicher-

weise als im Südkreis, wo es ei-
ne andere Bevölkerungsstruktur, 
andere Ballungszentren gibt. Die 
Kollegen verfügen über die not-
wendige Erfahrung, um bedarfs-
gerecht mit ihren Kunden um-
zugehen. In der überwiegenden 
Anzahl der Fälle wirken die Be-
troffenen selbst aktiv mit, um aus 
ihrer Hilfebedürftigkeit heraus-
zukommen.

Gibt es nach Ihrer Erfahrung 
Menschen, die aus einer Arbeit, 
möglicherweise einer schlecht 
bezahlten Arbeit, absichtlich 
heraus und in das Bürgergeld 
hinein gehen?
Ulrich Nehring: Das kann ich 
nicht ausschließen. Möglicher-
weise ja. Aber da landen wir 
wieder bei den angesproche-
nen Themen. Welche Problem-
lage, welchen Rucksack trägt je-
mand mit sich herum und ist es 
wirklich so: Ich will nur das Geld 
und alles andere nicht? Ich weh-
re mich zum Beispiel gegen den 
Verdacht, dass vor allem junge 
Leute nichts weiter wollen, als 
Bürgergeld vom Staat zu bezie-
hen. Ich glaube, jeder hat auch 
Träume und möchte auch etwas 
leisten, beziehungsweise möch-

te sich etwas erarbeiten können. 
Und selbst wenn wir bei jungen 
Leuten Leistungsminderung vor-
nehmen würden, wäre das kurz-
fristig vielleicht ein Erfolg, aber 
was bringt es langfristig? Wir ha-
ben in Hildesheim etwa 250 jun-
ge Menschen bis 25, die keinen 
festen Wohnsitz und zum Teil 
keine Leistung von uns beziehen 
und sich irgendwie durchschla-
gen. Macht es da nicht Sinn, die-
se jungen Menschen in das Sys-
tem des Bürgergeldbezuges zu 
bringen, um dann auch mit ihnen 
arbeiten zu können?

Dazu müsste ja jemand rausge-
hen und sie ansprechen.
Ulrich Nehring: Und genau das 
tun wir. Es gibt beispielsweise 
das Café Hotspot, wo wir eine 
Maßnahme gemeinsam mit dem 
Landkreis umsetzen, schwer er-
reichbare junge Menschen doch 
zu erreichen und in das Regelsys-
tem zu bringen. Ein präventiver 
Gedanke, der vor einem Jahr auf 
Initiative der CDU auf den Weg 
gebracht worden ist. Die Frage 
ist auch: Wie soll ein Sozialstaat 
aufgebaut sein? Soll er ein Staat 
sein, der reglementiert und sank-
tioniert? Oder ist es mehr ein ak-

tivierender Sozialstaat, der Men-
schen einen Weg zeigt, wieder 
Teil dieser Gesellschaft sein zu 
können? Wir setzten es so um, 
wie Politik es in Gesetze gießt. 
Was ich bedaure, ist, dass der 
Diskurs zugespitzt verläuft und 
nicht die Vielfältigkeit der Ein-
zelfälle widerspiegelt. Die Le-
benswirklichkeit bietet ein sehr 
differenziertes Bild.

Wie viele Flüchtlinge aus der 
Ukraine konnten denn bislang 
auf den ersten Arbeitsmarkt ver-
mittelt werden?
Ulrich Nehring: Tendenziell zu-
nehmend... Seit Anfang 2022 
sind es 382. In diesem ersten 
Halbjahr 2024 waren es allein 
111. Und aus den anderen acht 
Hauptherkunftsländern 1288 seit 
2022 und 228 im ersten Halbjahr 
2024. Der Integrationskurs vom 
Bundesamt für Migration ist ver-
pflichtend, er ist nicht nur auf 
Sprachvermittlung angesetzt, 
sondern ist auch gesellschaftli-
che, soziale und soziokulturel-
le Integration in unser Land. Da 
wird also Deutschland erklärt. 
Schweden und auch Dänemark 
sind den Weg gegangen zu sa-
gen: Flüchtlinge bekommen gar 

kein Geld, sie sollen direkt arbei-
ten. Also das Prinzip Arbeit zu-
erst, anstatt Sprache zuerst, wie 
bei uns. Wenn man sich beide 
Systeme anschaut, kann man 
nicht sagen, dass eins besser und 
das andere schlechter ist. Wenn 
natürlich viele Flüchtlinge auf-
grund fehlender Sprachkennt-
nis in Helferjobs kommen, führt 
das zu Verdrängungseffekten für 
Einheimische, die keine große 
Qualifikation haben. Während 
die geflüchteten Menschen wo-
möglich nicht aus ihrer Nicht-
qualifikation herauskommen 
und der Staat auf lange Sicht zu-
zahlen muss und das auf Jahre 
hinaus. In Deutschland ist wie-
derum seit einiger Zeit die Idee, 
mit dem Jobturbo Menschen 
in Arbeit zu bringen. Denn wo 
lernt man Sprache am besten: 
im Job. Und dann muss es wei-
tergehen. Unser Bestreben muss 
es sein, auch aufgrund des Fach-
kräftemangels, diese Menschen 
zu qualifizieren. Auch hier sind 
wir wieder in einer individuellen 
Sichtweise.

Ist die Einführung des Bürger-
geldes im Jobcenter intern kri-
tisch diskutiert worden?

Ulrich Nehring: Ja. Und diese 
Diskussion haben wir sehr be-
wusst geführt. Es gab positive 
und weniger positive Stimmen. 
Das ist ja auch klar, auch wir 
sind mit unseren 300 Beschäftig-
ten ein Spiegelbild der Gesell-
schaft. Wir hatten kritische Fra-
gen. Zum Beispiel bezüglich des 
Schonvermögens, das bei 40.000 
Euro liegt und dessen Karenzzeit 
jetzt von zwölf auf sechs Mona-
te verkürzt werden soll. Ange-
nommen, eine unserer Mitarbei-
terinnen ist alleinerziehend und 
kann nur verkürzt arbeiten und 
es kommt jemand mit 38.000 Eu-
ro auf dem Konto und will einen 
Antrag auf Bürgergeld stellen: 
Da sagt sie sich sicher, die hät-
te ich auch gerne. Das sehe ich 
nicht als Neiddebatte. Das muss 
einfach mal besprochen wer-
den. Deshalb ist es sicher an-
gemessen, dass die Politik noch 
einmal an diese Karenzzeit geht 
und sie auch wieder senkt, wie es 
der Bundesminister gesagt hat. 
Es gibt durchaus unterschied-
liche Meinungen von Integra-
tionsfachkräften. Einige sagen, 
wenn ich die Möglichkeit habe, 
mit Leistungsminderung reagie-
ren zu können, schaffe ich viel-
leicht auch Be-
wegung beim 
Kunden. 
Ande re halten 
davon nichts. 
Deshalb sind 
wir aktuell da-
bei, das gan-
ze Thema Be-
ratung in den 
Mittelpunkt 
zu stellen. Wir haben jetzt ein 
Beratungslabor eingerichtet. Da 
geht es vor allem darum, dass wir 
den Gedanken der Bügergeld-
Guides, die wir übrigens schon 
vor Einführung des Bürgergelds 
implementiert hatten, übertra-
gen haben auf sogenannte Be-
ratungs-Guides. Es geht darum, 
Möglichkeiten des Austausches 
zu schaffen, kollegiale Fallbera-
tung durchzuführen, einen Raum 
zu geben, wo wir Beratungs-
kompetenz praktisch erproben 
können. Wir wollen den Erfolg 
unserer Beratung steigern. Und 
erfolgreich sind wir, wenn unsere 
Kunden eine Qualifizierung oder 
eine Arbeit aufnehmen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Jobcenters haben es mit ganz unterschiedlichen Menschen zu tun. Nur wenige (etwa vier Prozent) 
wollen partout nicht arbeiten. 

Stephan  
Preine.
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